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1. Geltungsbereich, Form 
1.1 Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nach-
folgend: Einkaufsbedingungen) gelten für alle Geschäftsbezie-
hungen mit unseren Geschäftspartnern und Lieferanten (nach-
folgend gemeinsam: Lieferant). Die Einkaufsbedingungen gel-
ten nur, wenn der Lieferant Unternehmer (§ 14 BGB), eine ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 
1.2 Die Einkaufsbedingungen gelten insbesondere für Verträge 
über den Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen 
(nachfolgend: Ware oder Produkte), ohne Rücksicht darauf, ob 
der Lieferant die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern ein-
kauft. Sofern nichts anderes vereinbart ist, gelten die Einkaufs-
bedingungen in der zum Zeitpunkt unserer Bestellung gültigen 
bzw. jedenfalls in der dem Lieferanten zuletzt in Textform mit-
geteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichar-
tige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder 
auf sie hinweisen müssten. 
1.3 Diese Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Abwei-
chende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und in-
soweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich 
schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis 
gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kennt-
nis der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Lieferanten 
dessen Lieferungen vorbehaltlos annehmen. 
1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit 
dem Lieferanten (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen 
und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen Ein-
kaufsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen 
ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag 
bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 
1.5 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferan-
ten in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mahnung, Rück-
tritt) sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-
Mail, Telefax), abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und 
weitere Nachweise, insbesondere bei Zweifeln über die Legiti-
mation des Erklärenden, bleiben unberührt. 
 
2. Vertragsschluss 
Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder 
Bestätigung als verbindlich. Der Lieferant ist gehalten, unsere 
Bestellung innerhalb einer Frist von zwei Wochen schriftlich zu 
bestätigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vor-
behaltlos auszuführen (Annahme). 
 
3. Lieferzeit und Lieferverzug 
3.1 Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bin-
dend. Wenn die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben 
und auch nicht anderweitig vereinbart wurde, beträgt sie zwei 
Wochen ab Vertragsschluss. Der Lieferant ist verpflichtet, uns 
unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er verein-
barte Lieferzeiten – aus welchen Gründen auch immer – vo-
raussichtlich nicht einhalten kann. 
3.2 Wir akzeptieren keine Selbstbelieferungsvorbehalte des Lie-
feranten, d.h. Vorbehalte des Lieferanten, dass die vollständige 
und/oder rechtzeitige Lieferung durch den Lieferanten unter 
dem Vorbehalt steht, dass er seinerseits von seinem Zulieferer 
vollständig und/oder rechtzeitig beliefert wird. 
3.3 Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustim-
mung zu Teillieferungen nicht berechtigt. 

3.4 Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht inner-
halb der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so 
bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf Rücktritt 
und Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. Die 
Regelungen in Ziff. 3.5 bleiben unberührt. 
3.5 Ist der Lieferant in Verzug, können wir eine Vertragsstrafe 
in Höhe von 0,2 % des Nettopreises pro Kalendertag verlangen, 
insgesamt jedoch nicht mehr als 5 % des Nettopreises der ver-
spätet gelieferten Ware. Wir sind berechtigt, die Vertragsstrafe 
neben der Erfüllung und als Mindestbetrag eines vom Lieferan-
ten nach den gesetzlichen Vorschriften geschuldeten Schadens-
ersatzes zu verlangen; die Geltendmachung eines weiteren 
Schadens bleibt unberührt. Nehmen wir die verspätete Leis-
tung an, werden wir die Vertragsstrafe spätestens mit der 
Schlusszahlung geltend machen. 
 
4. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug 
4.1 Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustim-
mung nicht berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch 
Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Lieferant 
trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht 
im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist (z.B. Beschränkung 
auf Vorrat). 
4.2 Die Lieferung erfolgt DAP (INCOTERMS 2020) an den in der 
Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht an-
gegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an 
unseren Geschäftssitz Am Meilenstein 8-19, 34431 Marsberg zu 
erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungs-
ort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bring-
schuld). 
4.3 Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum 
(Ausstellung und Versand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer 
und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und Num-
mer) beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollstän-
dig, so haben wir hieraus resultierende Verzögerungen der Be-
arbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom Lie-
ferschein ist uns eine entsprechende Versandanzeige mit dem 
gleichen Inhalt zuzusenden. 
4.4 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Ware geht mit Übergabe am Erfüllungsort 
auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für 
den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei 
einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkver-
tragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht 
es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befinden. 
 
5. Preise und Zahlungsbedingungen 
5.1 Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle 
Preise verstehen sich einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, 
wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist. 
5.2 Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, 
schließt der Preis alle Leistungen und Nebenleistungen des Lie-
feranten (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. 
ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich 
eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) ein. 
5.3 Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab 
vollständiger Lieferung und Leistung (einschließlich einer ggf. 
vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungsgemäßen 
Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 
14 Kalendertagen leisten, gewährt uns der Lieferant 3% Skonto 
auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Banküberweisung ist 
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die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauf-
trag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für 
Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Ban-
ken sind wir nicht verantwortlich. Rechnungen sind in Euro zu 
stellen. 
5.4 Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsver-
zug gelten die gesetzlichen Vorschriften. Im Übrigen gelten für 
den Eintritt unseres Verzugs die gesetzlichen Vorschriften, wo-
bei in jedem Fall eine schriftliche Mahnung durch den Lieferan-
ten erforderlich ist. 
5.5 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Ein-
rede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem 
Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen 
zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständi-
gen oder mangelhaften Leistungen gegen den Lieferanten zu-
stehen. 
5.6 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal-
tungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder unbe-
strittener Gegenforderungen. 
 
6. Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt 
6.1 An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Aus-
führungsanweisungen, Produktbeschreibungen und sonstigen 
Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte 
vor. Derartige Unterlagen sind ausschließlich für die vertragli-
che Leistung zu verwenden und nach Erledigung des Vertrags 
an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die Unterlagen 
geheim zu halten, und zwar auch nach Beendigung des Ver-
trags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und 
soweit das in den überlassenen Unterlagen enthaltene Wissen 
allgemein bekannt geworden ist. 
6.2 Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und 
Materialien (z.B. Software, Fertig- und Halbfertigprodukte) so-
wie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegen-
stände, die wir dem Lieferanten zur Herstellung beistellen. Der-
artige Gegenstände sind – solange sie nicht verarbeitet werden 
– auf Kosten des Lieferanten gesondert zu verwahren und in 
angemessenem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versi-
chern. 
6.3 Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiter-
verarbeitung) von beigestellten Gegenständen durch den Liefe-
ranten wird für uns vorgenommen. Dasselbe gilt bei Weiterver-
arbeitung der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Her-
steller gelten und spätestens mit der Weiterverarbeitung nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt 
erwerben. 
6.4 Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne 
Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir 
jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes 
Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Ei-
gentumsvorbehalt des Lieferanten spätestens mit Kaufpreis-
zahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemä-
ßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräu-
ßerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus entste-
henden Forderung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfa-
chen und auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbe-
halts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen For-
men des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, 
der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung verlän-
gerte Eigentumsvorbehalt. 
 

7. Mangelhafte Lieferung 
7.1 Bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware und bei sonstigen 
Pflichtverletzungen haftet uns der Lieferant dem Grunde und 
der Höhe nach entsprechend den gesetzlichen Vorschriften und 
den folgenden Regelungen dieser Ziff. 7: 
7.2 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit der 
Maßgabe, dass sich unsere Untersuchungspflicht sich auf Män-
gel beschränkt, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter 
äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere of-
fen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- und 
Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im Stich-
probenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme verein-
bart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen 
kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung unter Be-
rücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsge-
mäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später 
entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Un-
tersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls 
dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 7 
Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Män-
geln, ab Lieferung abgesendet wird. 
7.3 Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaf-
ten Ware und der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art und 
ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache einge-
baut oder an eine andere Sache angebracht wurde; unser ge-
setzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen 
bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfül-
lung erforderlichen Aufwendungen trägt der Lieferant auch 
dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vor-
lag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Män-
gelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir 
jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt 
haben, dass kein Mangel vorlag. 
7.4 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelun-
gen in Ziff. 7.2 gilt: Kommt der Lieferant seiner Verpflichtung 
zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangel-
freien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns gesetz-
ten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir den Mangel 
selbst beseitigen und vom Lieferanten Ersatz der hierfür erfor-
derlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vor-
schuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Lieferanten 
fehlgeschlagen oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonde-
rer Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder dro-
hendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner 
Fristsetzung; von derartigen Umständen werden wir den Liefe-
ranten unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 
7.5 Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel 
nach den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kauf-
preises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem 
haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf 
Schadens- und Aufwendungsersatz. 
 
8. Produzentenhaftung 
8.1 Ist der Lieferant für einen Schaden aufgrund eines von ihm 
gelieferten, fehlerhaften Produktes verantwortlich oder droht 
ein solcher Schaden, hat er uns insoweit von Ansprüchen Drit-
ter freizustellen. 
8.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat uns der 
Lieferant sämtliche Aufwendungen zu erstatten, die sich aus 



Allgemeine Einkaufsbedingungen der Presspart GmbH & Co. KG (Stand Januar 2025) 

 

3 

 

oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter 
einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen erge-
ben. Zu Aufwendungen in diesem Sinne gehören auch die Kos-
ten für den Austausch des fehlerhaften gegen ein fehlerfreies 
Produkt. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unbe-
rührt. 
8.3 Der Lieferant hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit 
einer branchenüblichen pauschalen Deckungssumme für Per-
sonen-/Sachschäden abzuschließen und zu unterhalten. Der 
Lieferant wird uns auf Verlangen eine Kopie der Haftpflichtpo-
lice zusenden. 
 
9. Gewerbliche Schutzrechte 
9.1 Der Lieferant steht nach Maßgabe von Ziff. 9.2 dafür ein, 
dass durch von ihm gelieferte Produkte keine Schutzrechte 
Dritter in Ländern, in denen er die Produkte herstellt oder her-
stellen lässt oder in die er die Produkte vertreibt, verletzt wer-
den. 
9.2 Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen frei-
zustellen, die Dritte gegen uns wegen der in Ziff. 9.1 genannten 
Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben, und uns 
alle notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser 
Inanspruchnahme zu erstatten, es sei denn, der Lieferant hat 
die Schutzrechtsverletzung nicht zu vertreten. 
9.3 Unsere weitergehenden gesetzlichen Ansprüche wegen 
Rechtsmängeln der an uns gelieferten Produkte bleiben unbe-
rührt. 
 
10. Ersatzteile 
10.1 Der Lieferant ist verpflichtet, Ersatzteile zu der an uns ge-
lieferten Ware für einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren 
nach der Lieferung (bzw. Abnahme, soweit vereinbart), vorzu-
halten. 
10.2 Beabsichtigt der Lieferant, die Produktion von Ersatzteilen 
für die an uns gelieferte Ware einzustellen, wird er uns dies un-
verzüglich mitteilen. Diese Entscheidung muss – vorbehaltlich 
Ziff. 10.1 – mindestens sechs Monate vor der Einstellung der 
Produktion liegen. 
 
11. Compliance; Kartellverstöße 
11.1 Der Lieferant wird die Vorgaben des Code of Conducts uns 
des Supplier Code of Conducts der Heitkamp & Thumann-
Gruppe, abrufbar unter www.ht-group.com, einhalten. 
Schwerwiegende Verstöße gegen den Code of Conduct berech-
tigen uns, den Vertrag und jede Bestellung fristlos zu kündigen 
bzw. vom Vertrag zurückzutreten. 
11.2 Falls in Bezug auf die vom Lieferanten unmittelbar an uns 
gelieferten Waren ein Gericht oder eine Wettbewerbsbehörde 
rechtskräftig festgestellt hat, dass der Lieferant gegen das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), den Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) oder 
sonstige kartellrechtlichen Bestimmungen verstoßen hat, ist 
der Lieferant verpflichtet, falls ein solcher Verstoß in Abspra-
chen bezüglich Preisen, Quoten, Mengen, Märkte und/oder 
Kunden besteht, an uns einen pauschalierten Schadensersatz in 
Höhe von 10 %, bei allen anderen Kartellverstößen in Höhe von 
3 % der Netto-Vergütung zu zahlen, die wir für die von dem Kar-
tellverstoß betroffenen Waren an den Lieferanten entrichtet 
haben. Der Nachweis einer fehlenden Schadensentstehung 
bzw. eines niedrigeren Schadens bleibt dem Lieferanten vorbe-

halten. Unsere Geltendmachung über die Schadenspauschalie-
rung hinausgehender gesetzlicher oder vertraglicher Ansprü-
che bleibt unberührt. 
 
12. Verjährung 
12.1 Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien ver-
jähren nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist. 
12.2 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allge-
meine Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Ge-
fahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt 
entsprechend auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei 
die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabean-
sprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; An-
sprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in kei-
nem Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels 
Verjährung – noch gegen uns geltend machen kann. 
12.3 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vor-
stehender Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für 
alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines 
Mangels auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zu-
stehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungs-
fristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjäh-
rungsfrist führt. 
 
13. Rechtswahl und Gerichtsstand 
13.1 Für die vertraglichen Beziehungen gilt deutsches Recht un-
ter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 
13.2 Ist der Lieferant Kaufmann im Sinne des Handelsgesetz-
buchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öf-
fentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – 
auch internationaler – Gerichtsstand ist Düsseldorf. 
 


